
Veits, wenn auch schwerlich den eigentlichen Absichten 
der imperialistischen Regierungen, die es aufstellten. 
Aus der Präambel der Satzung interessieren hier vor 
allem die Worte:

„Wir, die Völker der Vereinten Nationen, entschlos­
sen, kommende Geschlechter vor der Geißel des 
Krieges zu bewahren, die zweimal zu unseren Leb­
zeiten unsagbares Leid über die Völker gebracht 
hat, haben beschlossen, unsere Bemühungen zur 
Verwirklichung dieser Ziele zu vereinigen.“

Die Ziele, von denen schon in der Präambel, von der 
ich nur einen kleinen Teil zitiert habe, ziemlich ein­
gehend gesprochen wird, werden dann in Art. 1 des 
ersten Kapitels der Satzung noch genauer bestimmt. 
Unter Ziff. l wird als Ziel der Vereinten Nationen 
bezeichnet:

. . den internationalen Frieden und die inter­
nationale Sicherheit aufrechtzuerhalten und zu 
diesem Zweck wirksame gemeinsame Maßnahmen 
zur Verhütung und Beseitigung von Friedens­
bedrohungen und zur Unterdrückung von Angriffs­
handlungen oder anderen Friedensbrüchen zu 
treffen und durch friedliche Mittel und in Über­
einstimmung mit den Grundsätzen der Gerechtig­
keit und des Völkerrechts eine Regelung oder Bei­
legung internationaler Streitfälle oder inter­
nationaler Situationen, die zu einem Friedensbruch 
führen könnten, herbeizuführen.“

Im Art. 2, der von den Grundsätzen handelt, finden 
wir dann unter Ziff. 4 den bedeutungsvollen Satz:

„Alle Mitglieder sollen sich in ihren internationalen 
Beziehungen der Androhung oder Anwendung von 
Gewalt gegen die territoriale Unversehrtheit oder 
politische Unabhängigkeit irgendeines Staates ent­
halten.“

Man wird also sagen können, daß die UN ein all­
gemeines, unbedingtes Verbot des Aggressionskrieges 
ausgesprochen hat, wie es in der Adresse des Weltfrie­
denskongresses an die UN in präziserer Form enthal­
ten ist. Gegen die Statuten der UN ist nicht viel einzu­
wenden; aber q u i d  l e g e s  s i n e  m o r i b u s ?  Lei­
der haben einige der mächtigsten Regierungen, die zu 
dieser Institution gehören, aus ihr etwas ganz anderes 
gemacht, als sie ihrem Statut nach sein sollte. Fast 
möchte man auf sie das Wort anwenden, das einer der 
Päpste vom Patronat gesagt hat: „Was als Wohltat ge­
dacht war, ist zur Plage geworden.“ Immerhin besteht 
die Hoffnung, daß sie wieder auf den richtigen Weg ge­
bracht werden wird.

Ein juristischer Begriff will aus der Praxis entwickelt 
und in der Praxis erprobt werden. Ein völkerrechtlicher 
Begriff, den wir heute aufstellen, muß sich an der ge­
genwärtigen geschichtlichen Lage bewähren. Wenden 
wir den Aggressionsbegriff, den wir gewonnen haben, 
auf den Krieg in Korea an. Es handelt sich hier um 
einen typischen Interventionskrieg, gerichtet auf das 
Ziel, einem reaktionären Regime im Widerspruch zum 
Willen des Volkes zum Siege zu verhelfen. Wir sagten, 
daß der Aggressionskrieg in erster Linie Interven­
tionskrieg ist. Er ist daneben auch Eroberungskrieg, der 
im Falle Korea dem Aggressor ein Aufmarschgebiet 
für einen weiteren Krieg verschaffen soll. Daß 
der Konflikt zwischen dem koreanischen Volk und 
der südkoreanischen Marionettenregierung den Welt­
frieden gefährde, läßt sich ernstlich nicht behaupten. 
Eine Gefährdung des Weltfriedens ist erst durch den 
von den amerikanischen Imperialisten und ihren Tra­
banten betriebenen Interventions- und Eroberungskrieg 
herbeigeführt worden. Dieser Krieg widerspricht dem 
völkerrechtlichen Verbot des Aggressionskrieges und 
ist zudem noch unter Verletzung der Statuten der UN, 
nämlich unter Umgehung des Sicherheitsrates, zustande 
gekommen. Mit ihm hat die UN gerade das getan, was 
sie verhindern sollte.

Ebenso wäre der vom amerikanischen Imperialismus 
geplante und in umfassendster Weise vorbereitete Krieg 
gegen die Sowjetunion und die Volksdemokratien ein 
Interventions- und Eroberungskrieg. Er soll die ge­
waltige sozialistische Bewegung unter den Völkern ein­
dämmen und dem Kapitalismus die ihm in den letzten 
Jahrzehnten verlorengegangenen Positionen zurück­
gewinnen. Er ist nach der klaren Definition, die wir ver­
teidigen, völkerrechtswidriger Aggressionskrieg.

Wir Juristen dürfen solch allgemeine Feststellungen, 
wie ich sie eben traf, nicht vermeiden, aber wir dürfen 
uns mit ihnen nicht begnügen. Wir müssen den ver­
schiedenen verschleierten Formen, die ein Interventions­
krieg annehmen kann, nachgehen, um sie zu entlarven 
und die Definition des Aggressionskrieges durch einen 
entsprechenden Zusatz zu präzisieren. Wie S a d e -  
r o s c h n i im Heft 1 des Jahrgangs 1951 der Nach­
richten der Akademie der Wissenschaften der UdSSR 
darlegt, handelt es sich um eine Aggression in ver­
schleierter Form, wenn der angreifende Staat durch 
eine Wühltätigkeit in dem anzugreifenden seine Agen­
tur zur Macht bringt, um dann mit Einwilligung der so 
geschaffenen angeblichen Regierung seine Truppen in 
das Gebiet des betreffenden Staates einmarschieren 
zu lassen. So ist Hitler bei mehreren seiner Aggres­
sionen vorgegangen (gegenüber der Tschechoslowakei, 
Ungarn, Rumänien und Bulgarien). Seinem Beispiel 
sind die anglo-amerikanischen Imperialisten nach dem 
zweiten Weltkrieg in Griechenland gefolgt.

In eigentümlicher Weise verbindet sich eine an sich 
schon eine Aggression darstellende Intervention mit 
der Vorbereitung eines Aggressivkrieges in West­
deutschland, wovon ich noch sprechen werde.

Auf zweierlei Weise arbeiten die offiziellen Kreise 
der USA und die in ihrem Dienst stehenden Juristen 
der hier vertretenen Auffassung der Aggression und 
der sich an sie knüpfenden Folgen entgegen. Einmal 
weichen sie einer Definition des Angreifers aus und ver­
suchen zum anderen, innere Umsturzbewegungen unter 
den Begriff der Aggression zu bringen. Als auf der 
5. Tagung der Generalversammlung der UN ein auf 
eine klare Begriffsbestimmung der Aggression gerich­
teter sowjetischer Antrag der Kommission für Völker­
recht überwiesen wurde, um in ihr begraben zu wer­
den, erklärte der Vertreter der USA, die Delegation 
seines Landes glaube nicht, daß die Versuche, zu einer 
Bestimmung der Aggression zu gelangen, von Nutzen 
sein könnten. In der Senatskommission für Auswärtige 
Angelegenheiten sagte Senator Conallay bei der Be­
ratung über die Ratifizierung des UN-Statuts, daß „wir 
der Bestimmung der Aggression entgehen müssen“. In 
dem Buch des amerikanischen Völkerrechtlers Jessup 
„Modernes Völkerrecht“ lesen wir, daß eine Klärung 
des Aggressionsbegriffs wegen der bestehenden poli­
tischen Schwierigkeiten nicht zu erreichen sein dürfte. 
Für den Versuch der eben erwähnten Verfälschung des 
Begriffs der Aggression ist kennzeichnend die Dekla­
ration über die Verteidigung der Demokratie, die von 
der 9. Interamerikanischen Konferenz von Bogota vom 
30. April 1948 abgegeben wurde. Wenn hier innere Um­
sturzbewegungen unter den Begriff der Aggression ge­
bracht werden, so ist das vom juristischen Standpunkt 
schon desha'b unzulässig, weil aus der gesamten völ­
kerrechtlichen Diskussion über den Begriff der Aggres­
sion mit Deutlichkeit hervorgeht, daß nur der Akt eines 
S t a a t e s  eine Aggression sein kann. Geradezu skan­
dalös ist es, wenn die Vollversammlung der UN in 
einem Beschluß die Chinesische Volksrepublik als 
Aggressor in Korea bezeichnet, was vom Weltfriedens­
rat bei seiner ersten Tagung in Berlin vom 21. bis 26. 
Februar 1951 gebührend gebrandmarkt worden ist.

Sie werden von mir erwarten, daß ich auf den Fall 
Westdeutschland etwas näher eingehe. Was sich gegen­
wärtig in Westdeutschland abspielt, ist, unter dem Deck­
mantel der Fortführung eines mit dem Völkerrecht in 
Einklang stehenden Besatzungsregimes, eine völker­
rechtswidrige aggressive Intervention. Die westlichen 
Regierungen hatten gemäß internationaler Verein­
barungen, insbesondere denen von Jalta und Potsdam, 
das Recht und die Pflicht, Westdeutschland zum Zwecke 
der Entnazifizierung, Entmilitarisierung und Demokra­
tisierung zu besetzen. Nun tun sie, statt diese Aufgaben 
zu erfüllen, seit geraumer Zeit ihr möglichstes, um 
Westdeutschland zu remilitarisieren und in Zusammen­
hang hiermit zu refasehisieren. Damit sind sie ihres 
völkerrechtlichen Mandats verlustig gegangen. Die Be­
satzungstruppen sind zu aggressiven Interventions­
truppen geworden, die in immer größerer Zahl in das 
Land einströmen. Durch diese Intervention wird der 
Wille der deutschen Bevölkerung vergewaltigt, die in 
ihrer überwältigenden Majorität den Frieden will. Sie 
leidet schon jetzt in materieller Hinsicht aufs schwerste 
unter der ihr aufgezwungenen Remilitarisierung und 
ist zutiefst bedrückt von dem Gedanken, zum Vortrupp
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